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Geſetz— Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— — 


* 


— Nr. 18. 


(Nr. 7335.) Verordnung, betreffend die Gerichtsorganiſation im Jadegebiete. Vom 5. Fe⸗ 
bruar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, nachdem im Aa e Naar Oldenburg neuerdings das bisherige dor⸗ 
tige Ober⸗Appellationsgericht und das Appellationsgericht zu Einem Gerichte mit 
der Bezeichnung „Ober⸗Appellationsgericht“ vereinigt worden ſind, und dadurch 
eine Aenderung in der Organiſation der durch Unſere Verordnungen vom 5. No⸗ 
vember 1854. und 6. Oktober 1858. mit Wahrnehmung der richterlichen Funk⸗ 


tionen für Unſer Jadegebiet kommiſſariſch betrauten Großherzoglich Oldenburgiſchen 


Gerichtsbehörden eingetreten iſt, zur ferneren Regelung des durch jene Verordnungen 
Ado Verhältniſſes, auf Grund ſtattgehabter Verabredung mit Seiner König⸗ 
ichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg, auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 
miniſteriums, im Anſchluſſe an die gedachten Verordnungen, was folgt: 


Artikel 1. 


Zu $. 4. der Verordnung vom 5. November 1854. und Artikel 2. der Ver⸗ 
ordnung vom 6. Oktober 1858. 


In Juſtizſachen geht die bisherige Kompetenz 5 


auf den Appellationsſenat, | 
b) des Großherzoglichen Ober⸗Appellationsgerichts zu Oldenburg, mit Aus⸗ 
nahme der allgemeinen Dienſtangelegenheiten, 


auf den Kaſſationsſenat, und \ 


e) des Großherzoglichen Ober⸗Appellationsgerichts und des Appellationsgerichts 
hinſichtlich der allgemeinen Dienſtangelegenheiten 


auf das Plenum des Großherzoglichen Ober⸗Appellationsgerichts zu Olden⸗ 


burg über. 5 
Jahrgang 1869. (Nr. 73357386.) 46 Akt 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1869. 
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Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt jofort in Kraft. 


Im Uebrigen verbleibt es bis auf Weiteres bei den Beſtimmungen der 
Verordnungen vom 5. November 1854. und 6. Oktober 1858. 


Der Marineminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Februar 1869. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


(Nr. 7336.) Geſetz, betreffend die Uebernahme der auf den Erträgniſſen des Staats aus 
dem Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Unternehmen laſtenden Verpflichtungen 
zur Gewährung von Zinszuſchüſſen und Amortiſationsbeträgen auf die 
allgemeinen Staatsfonds. Vom 8. Februar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
9 . 


„Die Verpflichtung zur Entrichtung von Zinszuſchüſſen und Amortiſations⸗ 
beträgen, welche dem Staate hinſichtlich des Anlagekapitals der Oberhauſen⸗ 
Arnheimer Eiſenbahn, der Cöln⸗Gießener Eiſenbahn und der feſten Rheinbrücke 
bei Cöln nach den Verträgen vom 30. Dezember 1852., vom 22. Juni 1854. 
nebft Schlußprotokoll vom 25. Oktober 1854. und vom 10. August 1865. ob⸗ 
liegt, iſt von dem Zeitpunkte ab, an welchem der Staat die aus ſeiner Bethei⸗ 
ligung an dem Cöln⸗ Mindener Eiſenbahn⸗ Unternehmen bei deſſen Gründung 
errührenden und die ſpäter durch Amortiſation erworbenen Cöln⸗ Mindener 
stammaktien im Betrage von 2,529,000 Thalern, beziehungsweiſe die den 
Garantiefonds zur Deckung etwaiger Zinsausfälle bildenden Effekten ganz oder 
theilweiſe veräußert oder ſonſt darüber zu anderen als den in den eben erwähnten 
erträgen bezeichneten Zwecken verfügt, eintretenden Falles jederzeit aus den 
bereiteſten Mitteln der Staatskaſſe in demſelben Umfange zu erfüllen, wie dies 
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zu geſchehen hätte, wenn die Stammaktien zum Betrage von 2,529,000 Thalern 
ſich fortdauernd im Beſitze des Staats befänden, beziehungsweiſe der Garantie⸗ 
fonds nach den in den gedachten Verträgen enthaltenen Feſtſetzungen bei zins⸗ 
barer Anlegung der Beſtände deſſelben zu 43 Prozent beibehalten wäre. 


$. 2. 

ö infichtlich des hier anliegenden Vertrages vom 10. Auguſt 1865. wird 

4 hiermi i 
i 


t gleichzeitig der Staatsregierung Entlaſtung ertheilt. 


83. 
Der Finanzminiſter und der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 8. Februar 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schön hauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. i 


Ve k 
zwiſchen 
dem Königlichen Eiſenbahn⸗Kommiſſariate zu Cöln und der 
Direktion der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


N 


N, im F. 21. des unterm 9. Oktober 1843. errichteten und unterm 18. De 
zember ejusdem anni landesherrlich beſtätigten Statuts der Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie in den zwiſchen dem Königlichen Eiſenbahn⸗Kom⸗ 
miſſariate zu Cöln und der Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
abgeſchloſſenen Verträgen vom 30. Dezember 1852. reſp. 22. Juni 1854. nebſt 
Schlußprotokoll vom 25. Oktober deſſelben Jahres e Amortiſation der 
Aktien der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft durch den Staat im Wege der 
allmäligen Einlöſung nach dem Nennwerthe wird 402 immer aufgehoben. 

(Ar. 7336.) 


2 
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a §. 2. 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zahlt dem Staate zur Entſchä⸗ 
digung für den Wegfall der im F. 1. auf immer aufgehobenen Amortiſation 
dreizehn Millionen Thaler. Zum Zwecke der Bereitſtellung dieſer Entſchädigung 
wird die Cöln⸗Mindener Eifenbahngefellfchaft ihr dermaliges Aktienkapital ver⸗ 
doppeln, alſo von jetzt dreizehn auf ſechsundzwanzig Millionen Thaler erhöhen. 
Von den hiernach zu emittirenden neuen Aktien ſoll auf jede alte Aktie dem 
Inhaber eine neue zum Nominalwerthe mit der Berechtigung angeboten werden, 
die neuen Aktien noch innerhalb des laufenden Jahres voll einzuzahlen und auf 
dieſe Weiſe ſchon für die Erträgniſſe des Betriebsjahres 1866. mit den alten 
Aktien gleichberechtigt zu machen. Auf die neuen Aktien welche auf die im 
Beſitz des Staates befindlichen Aktien fallen, wird die Einzahlung des Nominal⸗ 
betrages durch Abrechnung auf die obige Entſchädigung geleiſtet. Von dem 
hierdurch nicht getilgten Theil der Entſchädigung hat die Cöln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft drei Millionen Thaler bis zum 1. Oktober d. J. und den Reſt 
bis zum 2. Januar 1866. dem Staate baar auszuzahlen. 


$. 3. 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft willigt darin, daß der nach den 
Verträgen wegen der Oberhauſen⸗Arnheimer Eiſenbahn vom 30. Dezember 1852. 
und wegen der Cöln⸗Gießener Eiſenbahn und der feſten Rheinbrücke bei Cöln 
vom 22. Juni 1854. reſp. nach dem Schlußprotokoll vom 25. Oktober 1854. 
zur ee Zinſenausfälle beſtimmte Garantiefonds auf die Anſamm⸗ 
lung eines Beſtandes von zwei Millionen Thalern, berechnet nach dem jeweiligen 
Kurswerthe der darin niedergelegten Effekten, beſchränkt wird. Die dieſen 
Kurswerth von zwei Millionen Thalern überſteigenden gegenwärtigen Beſtände 
des Garantiefonds werden dem Staate hierdurch zur freien Verfügung über⸗ 
laſſen. Imgleichen ſollen alle nach den beſagten beiden Verträgen dem Garantie- 
fonds zugewieſenen laufenden Einnahmen des Staates aus dem Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahn⸗Unternehmen, einſchließlich der Zinſen und Dividenden des angeſam⸗ 
melten Garantiefonds, dem Staate fortan inſoweit zur freien Verfügung ver⸗ 
bleiben, als ſie zu Zinszuſchüſſen für das jedesmal vorhergehende Betriebsjahr 
nicht in Anſpruch genommen werden und auch nicht dazu erforderlich ſind, um 
den während der Vorjahre durch geleiſtete Zinszuſchüſſe oder ſonſt etwa unter 
den Betrag von zwei Millionen Thalern verminderten Garantiefonds wieder auf 
dieſe Höhe zu bringen. Die Beſtimmungen der $$. 8. und 9. des Vertrages 
vom 22. Juni 1854. wegen eventueller Verminderung des Garantiefonds auf 
einen eiſernen Garantiebeſtand von bloß dreimalhundert Tauſend Thalern ſollen 
übrigens durch gegenwärtige Vereinbarungen keine Aenderung erleiden, es ſoll 
vielmehr bei denſelben auch ferner ſein Bewenden behalten. e 


5 F. 4. A 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft entbindet den Staat von der 
Zinsgarantie, welche derſelbe nach deren Statut vom 9. Oktober 1843. e 
g a Aller 
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Allerhöchſten Konzeſſions⸗Arkunde vom 18. Dezember 1843. auf Höhe von drei 
und einem halben Prozent für die Stammaktien der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft übernommen hat. Die genannte Geſellſchaft wird zu dieſem Zwecke 
ihre Aktionaire zum Umtauſch ihrer jetzigen Aktiendokumente gegen ſolche neu 
auszufertigende Dokumente veranlaſſen, in denen die erfolgte Aufhebung der Zins⸗ 
arantie des Staates ausdrücklich anerkannt wird und welche nach Form und 
Fuhalt mit den nach einem feſtzuſtellenden neuen Schema auszufertigenden 
DPokumenten der nach §. 2. dieſes Vertrages zu emittirenden neuen Aktien über⸗ 
eeinſtimmen. Wer von dem Rechte Gebrauch machen will, auf eine alte Aktie 
eine neue zum Nominalwerthe zu erhalten ($. 2.), ſoll ſich gefallen laſſen, daß 
| das Dokument der alten Aktie gleich bei der Anmeldung zum Bezuge der neuen 
Aktie umgetauſcht oder doch auf demſelben, wenn die neuen Aktiendokumente bis 
dahin nicht fertig geſtellt ſind, mindeſtens das Aufhören der Zinsgarantie des 
Staates durch Apel kenntlich gemacht wird. 


$. 5. 


Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft entbindet den Staat von jeder 
Verpflichtung aus den durch die Geſetze vom 24. Mai 1853. und 18. April 
1855. beziehungsweiſe durch die in dieſen Geſetzen bezogenen Verträge vom 
30. Dezember 1852. und 22. Juni 1854. übernommenen Zinsgarantien für 
die Aulagekapttalien reſp. der Eiſenbahn von Oberhausen zur Niederländiſchen 
Grenze in der Richtung auf Arnheim und der Eiſenbahn von Deutz nach Gießen 
nebſt Zweigbahn von Betzdorf nach Siegen und der feſten Rheinbrücke zwiſchen 
Cöln und Deutz von dem Zeitpunkte ab, von welchem während zehn auf ein⸗ 
ander folgender Jahre die Leiſtung von Zinszuſchüſſen für dieſe Unternehmungen 
Seitens des Staates nicht mehr erforderlich geweſen ſein wird. Mit dieſem 
Zeitpunkte hört auch die Verpflichtung des Staates zur Reſervirung des eiſernen 
Garantiebeſtandes von dreimalhunderk Tauſend Thalern (§. 3.) gänzlich auf. 


a $. 6. 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft wird dem Staate über das Sie⸗ 
bentel des Aktienkapitals, welches derſelbe nach $. 16. ihres Statuts bei Gründung 
des Unternehmens übernommen hat, einzelne, auf den Betrag von je zweihundert 
Thalern lautende Aktien in gleicher Form ausfertigen, als den übrigen Aktionairen. 


$. 7. | 


Der Staat verzichtet auf die ihm nach H. 21. des Statuts der Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zuſtehenden Zinſen und Dividenden von denjenigen 
ſechshundert neun und ſechszig Tauſend Thalern Aktien, welche er durch Ein⸗ 
llüöſung zum Nennwerthe bis zum Januar 1854. einſchließlich bereits amortiſirt 
hat. Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet fich dagegen, dem 
Staate den gleichen Nominalwerth in neu auszufertigenden Aktien zu überweiſen. 
Dieſe neuen Aktien ſollen von der Zeit ab, wo die amortiſirten Aktien an den 
Zimſen und Dividenden Theil zu nehmen aufgehört haben, in deren Genuß treten. 

Gr. 7886.) $. 8. 


N 
ö. 8. 


Die dem Stagte nach den §§. 6. und 7. zu überweiſenden neuen Aktlen 


ſollen den urſprünglichen Stammaktien gleichſtehen und daher ebenſo wie die 
letzteren bei der neuen Aktien⸗Emiſſion (F. 2.) dergeſtalt mitbetheiligt und mit⸗ 
berückſichtigt werden, daß der Staat auf jede dieſer Aktien auch eine neue Aktie 
zum Nominalwerth abzunehmen berechtigt iſt. 


89 
In Beziehung auf die Zinsgarantie und beziehungsweiſe die Amortiſation, 
zu welcher der Staat hinſichtlich des Anlagekapitals der Oberhauſen⸗Arnheimer 
Eiſenbahn, der Cöln⸗Gießener Eiſenbahn und der feſten Rheinbrücke bei Cöln 
nach den Verträgen vom 30. Dezember 1852. und vom 22. Juni 1854. reſp. 
nach dem Schlußprotokolle vom 25. Oktober deſſelben Jahres ſich verpflichtet 
hat, treten die Erträgniſſe von den ihm nach den $$. 6. und 7. zu überweisenden 
neuen Aktien in die Stelle der Zinſen und Dividenden der urſprünglichen Staats⸗ 
betheiligung zu einem Siebentel des Aktienkapitals, ſowie der bis 1854. ein⸗ 
chließlich bereits amortiſirten ſechshundert neun und ſechszig Tauſend Thaler 
ktien. Es foll jedoch dem Staate freiſtehen dieſe neuen Aktien jederzeit zu 
veräußern oder ſonſt darüber nach eigenem Ermeſſen Verfügung zu treffen, ſobald 
er gleichzeitig anderweit die Verpflichtung übernimmt, der Cöln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zur Deckung etwaiger Zinsausfälle und zur Amortiſation des 
Anlagekapitals der Rheinbrücke die gleichen Beträge, welche er im Falle der 
Fortdauer des Beſitzes jener Aktien herzugeben hätte, vorkommenden Falls aus 

ſonſtigen Fonds zu gewähren. Cu 


Inſoweit in gegenwärtigen Vertrage nicht ein Anderes ausdrücklich beftimmt 
iſt, bleiben alle Rechte des Staates, insbeſondere auch deſſen Anſpruch auf Super⸗ 


dividende ($. 16. Nr. 4. der Statuten der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft), 4 


im vollen ſeitherigen Umfange fortbeſtehen. 

Die zwiſchen dem Königlichen Eiſenbahn⸗Kommiſſariate zu Cöln und der 
Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Verträge vom 
30. Dezember 1852. reſp. 22, Juni 1854. nebſt dem Schlußprotokoll vom 
25. Oktober deffelben Jahres bleiben nur noch inſoweit in Kraft, als fie nicht 
durch das vorſtehende Uebereinkommen aufgehoben oder modiftzirt find. Gn 

So geſchehen zu Cöln im Direktionsgebäude der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, am 10. Auguſt 1865. 


C. Matzerath. D. Oppenheim. W. Joeſt. 


Ei 1 


„„ 


(Nr. 7337.) Geſetz, betreffend Abänderungen und Ergänzungen des Geſetzes vom 29. Fe⸗ i 2 
3, bruar 1868. über die künftige Behandlung der auf mehreren der ne 
i erworbenen Landestheile haftenden Staatsſchulden ie. Vom D ee, Da 
i bruat 1869 Det 2 


0 e . See, = 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de.. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


H. 1. 


Die Tilgung vormals Hannoverſcher Landes- und Eiſenbahnſchulden iſt 
vom Jahre 1869. ab in der Art zu bewirken, daß die in jedem Jahre einzu⸗ 
löſenden Schuldverſchreibungen im Anfange des Monats Juni öffentlich aus⸗ 
gelooft und die gezogenen Nummern zur öffentlichen Kenntniß gebracht und mit 
ſechsmonatlicher Friſt gekündigt werden. 

Nach Ablauf von ſechs Monaten nach der Kündigung können die In⸗ 
haber der ausgelooſten Schuldverſchreibungen den Kapitalbetrag bei der Bezirks⸗ 
Hauptkaſſe in Hannover baar in Empfang nehmen. Ueber dieſen Termin hin⸗ 
aus werden unabgehobene Kapitalbeträge nicht weiter verzinſt. 


$. 2. 

5 Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden iſt ermächtigt, Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen auf Namen, wenn der Eigenthümer es beantragt, in ſolche, die 
auf den Inhaber lauten, umzuſchreiben. Die dadurch entſtehenden Koſten ſind 

vom F der Verſchreibung zu tragen. In Bezug auf die Tilgung 
wird durch die Umſchreibung nichts geändert. 


N 


| Die vor Exlaß des Geſetzes vom 29. Februar 1868. geſchehenen Ein- 
ſchreibungen von Staatsſchuldverſchreibungen, welche auf den Inhaber ausgeſtellt 
ſind, auf den Namen des Beſitzers können, auf deſſen Antrag und Koſten, von 
der mit der ſpeziellen Verwaltung des betreffenden Staatsſchuldenweſens beauf⸗ 
tragten Provinzialbehörde wieder aufgehoben werden. 5 5. 


§. 4. 


5 Auf Namen ausgeſtellte Staatsſchuldverſchreibungen, welche Behufs der Til⸗ 
fu eingelöſt ſind, können, nach dem Ermeſſen der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden, einſtweilen von der im F. 17. des Geſetzes vom 24. Februar 1850. 

Geſetz⸗Samml. S. 57.) vorgeſchriebenen Vernichtung durch Feuer ausgeſchloſſen 

und, mit dem Tilgungsvermerk verſehen, während der Verjährungszeit auf⸗ 

bewahrt werden. er Hauptverwaltung der Staatsſchulden bleibt überlaſſen, 
dieſe Aufbewahrung ſelbſt zu übernehmen, oder dieſelbe der betreffenden Provinzial⸗ 

behörde zu übertragen. 

r, 7837) Nach 


„ 


Nach Ablauf der Verjährungszeit erfolgt die Vernichtung der aufbewahr 
ten Verſchreibungen nach Vorſchrift des §. 17. a. a. OS. 5 
N Sowohl nach ertheilter Decharge über die betreffenden Rechnungen der 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe durch den Landtag, als auch demnächſt nach be⸗ 
wirkter Vernichtung der Schuldverſchreibungen, ſind die Littern, Nummern und 
Geldbeträge der letzteren öffentlich bekannt zu machen. 1 


§. 5. 1 
Für die Fälle, in welchen das Verfahren zur Amortiſation abhanden ge 
kommener oder vernichteter Staatsſchuldverſchreibungen oder Zinskupons bei Ein⸗ 
tritt der verbindlichen Kraft des Geſetzes vom 29. Februar 1868. nach den bis 
dähin gültig geweſenen Vorſchriften ſo weit durchg ührt war, daß nur noch die 
Ausfertigung neuer Dokumente an Stelle der amortiſirten und die Aushändi⸗ 
gung der neuen Verſchreibungen oder Kupons an die Berechtigten zu veranlaſſen 
blieb, wird die Hauptverwaltung der Staatsſchulden ermächtigt, die Ausfertigung 
der neuen Schuldverſchreibungen oder Zinskupons, inſofern dieſelbe nicht wegen 
inzwiſchen eingetretener Verjährung entbehrlich iſt ſowie die Aushändigung an 
die Berechtigten nach Maaßgabe der vor Erlaß des Geſetzes vom 29. Gebe 
1868. beſtandenen Geſetze und mit der den Beſtimmungen dieſer letzteren ent⸗ 
ſprechenden rechtlichen Wirkung auszuführen. c 1 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. Re 


Gegeben Berlin, den 11. Februar 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Fth. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
u. | Leonhardt. 2 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen, Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
n 5 (. v. Decker). 1727 Rus Et 


